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Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Bedarfsermittiung
und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe fir Menschen mit

Behinderungen®

I.  Einleitung

In Deutschland existieren verschiedene Instrumente der Bedarfsermittiung und der
Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe fur Menschen mit Behinderungen. Mit der Vielfalt
dieser Instrumente korrespondieren — auch abhangig vom rechtlichen Rahmen — regional
unterschiedliche Verfahren. Entgegen einer weit verbreiteten Annahme ist die Anzahl der
Instrumente und Verfahren, die fur die Bedarfsermittiung und Hilfeplanung im stationéren
Bereich verwendet werden, Uberschaubar. Fir diesen Bereich wurden bundesweit funf
Verfahren mit dazugehérigen Instrumenten identifiziert.? Fiir die Bedarfsermittiung und
Hilfeplanung bei ambulanten Leistungen werden jedoch eine Vielzahl weiterer
Instrumente und Verfahren verwandt. Zusatzlich wurden in den vergangenen Jahren
einige neue Instrumente entwickelt, die unabhéngig von den Leistungsformen ambulant
und stationar eingesetzt werden. Diese haben insbesondere das Ziel, die
Teilhabeorientierung und Forderung der Selbstbestimmung und damit dem durch die

Einfuhrung des SGB IX erfolgten Paradigmenwechsel in der Behindertenhilfe Rechnung

Verantwortliche Referentin im Deutschen Verein: Heike Hoffer. Die Empfehlungen wurden in der
Arbeitsgruppe "Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe" des Deutschen
Vereins erarbeitet und nach Beratungen im Fachausschuss "Rehabilitation und Teilhabe" vom
Prasidium des Deutschen Vereins am 17. Juni 2009 verabschiedet.
Diese fiinf Verfahren wurden im Rahmen der Fachkonferenz ,Instrumente der Bedarfsermittlung und
der Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe“, die der Deutsche Verein im April 2008 in Berlin-
Schoénefeld durchfihrte, von den geladenen Expertinnen und Experten vorgestellt. Vgl. die Auflistung
der entsprechenden Instrumente und Verfahren im Anhang. Dort finden sich auch Kontaktadressen
und Hinweise zu weiterfiihrender Literatur. Es gibt einige weitere Verfahren z.B. in Bayern, Berlin,
Saarland und Sachsen-Anhalt, die jedoch nur kleinere Abwandlungen oder Mischformen der
beschriebenen Verfahren darstellen.
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zu tragen. Die in diesen Empfehlungen formulierten Mal3stdbe ermdglichen, dass die
Bedarfsermittiung und Hilfeplanung sich zugunsten einer teilhabeorientierten und
personenzentrierten Eingliederungshilfe weiterentwickeln und der Konversionsprozess
von einem an Leistungsformen orientierten zu einem personenzentrierten

Unterstlitzungssystem voran getrieben wird.

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe sind aus Sicht des
Deutschen Vereins eine wesentliche Voraussetzung, damit Leistungen der
Eingliederungshilfe behinderten Menschen zu gr6R3erer Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft verhelfen. Die vom Deutschen Verein angestrebte Auflésung der
Grenzen der Leistungsformen ambulant und stationar® erfordert eine
entsprechende Weiterentwicklung der Instrumente und Verfahren zur
Bedarfsermittlung und Hilfeplanung. Ziel dieser Empfehlungen ist es, mit der

Formulierung von Mal3stéaben hierzu einen Beitrag zu leisten.

II. Rechtliche Grundlagen fir Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der

Eingliederungshilfe

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung sind in verschiedenen Sozialgesetzen unterschiedlich
detailliert geregelt. Eine fir alle Sozialgesetzbiicher einheitliche Definition der

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung gibt es nicht.

Fur die Bedarfsermittlung und Hilfeplanung im Bereich der Rehabilitation und Teilhabe
sind die Regelungen des SGB IX rechtlich und sozialpolitisch handlungsleitend. Das
SGB IX wurde geschaffen, um einerseits die Divergenz und Unubersichtlichkeit des
bestehenden Rechts zu Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen zu beenden.
Hierzu wurden Vorschriften, die vor Inkrafttreten des SGB IX in unterschiedlichen
Leistungsgesetzen enthalten waren, vereinheitlicht und zusammengefasst. Auch die
Ablaufe des Rehabilitationsverfahrens sollten gestrafft und koordiniert, die Effizienz von

Rehabilitationsleistungen  erhéht werden. Daher wurde im SGBIX das
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tragertbergreifende Zustandigkeitsklarungsverfahren nach § 14 festgeschrieben. In § 14
Abs. 2 SGBIX wird der erstangegangene Rehabilitationstrager zur unverziglichen
Feststellung des Rehabilitationsbedarfes verpflichtet. Sozialpolitisch zeichnet sich das
SGB IX dadurch aus, dass sich der Behinderungsbegriff an der Konzeption der von der
Weltgesundheitsorganisation  herausgegebenen ,International Classification  of
Functioning, Disability and Health* (ICF) orientiert. So wird z.B. der Teilhabegedanke —
ebenso wie die Selbstbestimmung — (vgl. 8 10 SGB I, 88 1 und 4 SGB IX) als ein Ziel und
Leitmotiv aller Leistungen fur Menschen mit Behinderungen formuliert. Dartiber hinaus
wird in 8 10 SGB IX formuliert, ,dass die beteiligten Rehabilitationstrager im Benehmen
miteinander und in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten die nach dem
individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen Leistungen funktionsbezogen
feststellen®. Mit dem Begriff ,funktionsbezogen* wird ein weiterer Verweis auf die

Konzeption der ICF gegeben.

Fir Menschen mit Behinderungen, die Anspriche auf Leistungen der Eingliederungshilfe
nach 88 53 ff. SGB XlI haben, findet die Bedarfsermittiung und Hilfeplanung in der Regel
im Rahmen des sog. Gesamtplanverfahrens nach § 58 SGB XII statt. Fur Kinder und
Jugendliche mit einer seelischen Behinderung und jene, die von einer solchen
Behinderung bedroht sind, stellt 8 35 a SGB VIII eine vorrangige Anspruchsgrundlage auf
Leistungen der Eingliederungshilfe dar. 88 36 ff. SGB VIII enthalten Regelungen fir die
Ausgestaltung der Hilfeplanung in der Jugendhilfe.* Im Rahmen des
Gesamtplanverfahrens in der Eingliederungshilfe werden fir Teilbereiche aufgestellte
Hilfeplane im Gesamtplan zusammengefuhrt. Fir die Leistungsbewilligung der
Eingliederungshilfe gilt — ebenso wie fir alle anderen Leistungen der Sozialhilfe — das
Nachrangprinzip (8 2 SGB XIl).

8§ 58 SGB XII verpflichtet den zustandigen Sozialhilfetréager, so frihzeitig wie moglich
einen Gesamtplan zur Durchfihrung der einzelnen Leistungen aufzustellen. Mit der
Verpflichtung des Leistungstragers korrespondiert nach der Rechtsprechung ein
Rechtsanspruch des Leistungsberechtigten auf Aufstellung und Anpassung eines

3 Vgl. Verwirklichung selbstbestimmter Teilhabe behinderter Menschen! Empfehlungen des Deutschen

Vereins zur Weiterentwicklung zentraler Strukturen in der Eingliederungshilfe, NDV 2007, 245 ff.
sowie Beschluss der ASMK vom 13./14. November 2008, Top 5.1.
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Gesamtplanes. Nichtsdestotrotz werden in der Praxis nicht immer Gesamtpléane erstellt.
Der Gesamtplan stellt fir den Menschen mit Behinderung eine wichtige Voraussetzung
fur die Ausrichtung der Leistungen am Ziel der Teilhabe dar. Er hilft bei der Orientierung
Uber die Gesamtheit der Leistungsanspriche und ermdglicht den Leistungsberechtigten
Mitsprache bei der Planung und Durchfihrung der einzelnen Leistungen. Dem
Sozialhilfetrdger dient er zudem als Instrument zur Planung, Steuerung und

Dokumentation von Hilfe- und Teilhabeprozessen.

Spezielle Anforderungen an Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und
Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe sind in 8 58 SGB XII nicht geregelt. Lediglich der
Rahmen fir das Zusammenwirken mit dem Menschen mit Behinderung und den sonst im
Einzelfall Beteiligten des Gesamtplans ist in § 58 Abs. 2 SGB XlI festgeschrieben. Die
Ausgestaltung der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung unterliegt daher insbesondere den
Vorschriften des SGB 1X sowie den allgemeinen Vorschriften des SGB XII. § 12 SGB XII,
nach dem beim Bezug von Sozialleistungen grundsatzlich eine Leistungsabsprache, ggf.
verbunden mit einem Forderplan, zu erstellen und zu unterzeichnen ist, ist jedoch nicht
anwendbar, da 8§ 58 SGB XlI insoweit eine abweichende und damit vorrangige Regelung
darstellt.

Auch der Inhalt des Gesamtplans ist gesetzlich nicht festgelegt. Ublicherweise bildet er
samtliche Leistungen ab, die voraussichtlich im Einzelfall notwendig sind, um die Ziele
der Eingliederungshilfe, wie sie in 8 53 Abs. 3 SGB Xll umrissen sind, zu erreichen, also
neben der medizinischen Rehabilitation (Behandlungen, Versorgung  mit
Kdrperersatzstiicken und Hilfsmitteln) insbesondere auch die Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben und zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft sowie sonstige Hilfen
(auch schulische) im Sinne des § 54 SGB XIl. Ein Anspruch darauf, dass alle im Plan
aufgenommenen Leistungen durchgefuihrt werden, ergibt sich aus dem Gesamtplan
jedoch nicht. Insofern dient der Gesamtplan wie jeder Hilfeplan zwar der Feststellung der
ermittelten Bedarfe und der Verschriftichung des Konsenses zum jeweiligen Zeitpunkt
der Hilfeplanung, nicht aber der Feststellung Gber die Leistungsbewilligung.

4 Vgl. die Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung der Hilfeplanung nach § 36

SGB VIII, NDV 2006, 343 ff.
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Bei der Erstellung des Gesamtplans werden auch Erkenntnisse aus anderen Hilfeplanen,
arztlichen Gutachten, fachpadagogischen Stellungnahmen und Sozialberichten, ggf.

fachdienstlichen Stellungnahmen anderer Leistungstrager beriicksichtigt.

Gesamtplane werden bezogen auf einen einzelnen Menschen mit Behinderung erstellt.
Damit handelt es sich um ein individuelles Verfahren. Im Gesamtplan wird auch die
Zuordnung zu Leistungen an sog. ,Gruppen fur Leistungsberechtigte mit
vergleichbarem Bedarf* beriicksichtigt.> Die Leistungen fir ,Gruppen mit
vergleichbarem Bedarf‘ sind Kalkulationsgrundlage fir die MalRhahmepauschale und
damit die Vergitung von Einrichtungsleistungen (vgl. 8 76 Abs. 2 SGB XIl). Insofern
bestehen Wechselwirkungen zwischen den Festlegungen im Gesamtplan und dem Recht
der Leistungserbringung. Wie die Gruppenbildung im Einzelnen zu erfolgen hat, lasst das
Gesetz offen. Zur Ermittlung der Gruppen werden z.B. in Zusatzvereinbarungen zu den
Landesrahmenvertrédgen (vgl. 8 79 SGB XIll) bzw. in sog. Leistungstypenkatalogen
zielgruppenorientierte,  typisierte = Beschreibungen  von Einrichtungsleistungen
(Angeboten) vorgenommen. Wenn aber nur Leistungen bewilligt werden kdnnen, fur die
Leistungstypen gebildet wurden, kann dies bedeuten, dass der individuelle Bedarf nicht
oder nur begrenzt bertcksichtigt wird. Selbst wenn entsprechende Leistungstypen
vorhanden sind, kann die Zuordnung des Leistungsberechtigten zu den Leistungstypen
schwierig und auch in diesem Fall die Erbringung einer bedarfsgerechten Leistung

fraglich sein.

Bei der Leistungserbringung in Form eines Persdnlichen Budgets nach § 17 Abs. 2
SGB IX flieBen zudem die Erkenntnisse der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in eine

individuelle Zielvereinbarung (8 4 BudgetVO) ein.

Ein besonderes, interdisziplindres Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung ist
fur die Komplexleistungen der Frihforderung und Friherkennung fur behinderte und
von Behinderung bedrohte Kinder gemaf § 30 SGB IX vorgesehen.

> Vgl. die vorlaufigen Empfehlungen zur Aufstellung und praktischen Anwendung des Gesamtplans

nach § 58 SGB XIl im Rahmen der Einzelfallsteuerung in der Eingliederungshilfe nach dem SGB XlI;

Bundesarbeitsgemeinschaft der tberortlichen Trager der Sozialhilfe (BAGUS), 2007.
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Neben der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung stehen die allgemeinen
Beratungspflichten der Leistungstrager: Nach 8§11 SGB Xl erhalten die
Leistungsberechtigten zur Erfillung der Aufgaben der Sozialhilfe eine Beratung und
werden — soweit erforderlich — unterstitzt. Diese Beratung steht neben der Beratung
nach 814 SGB I; letztere gilt unmittelbar auch fir die Sozialhilfe. AuRerdem kann
ortsnahe Beratung und Unterstlitzung auch in den Gemeinsamen Servicestellen nach
§ 23 SGB IX angeboten werden. Gemeinsame Servicestellen sind eine
Beratungsinfrastruktur aller Rehabilitationstrager i.S.v. 8§ 6 SGB 1X, also auch der Trager
der Sozialhilfe. In der Praxis haben sich die Gemeinsamen Servicestellen bislang nicht
bewahrt. Menschen mit Behinderungen haben, sofern sie pflegebedurftig sind, dartber
hinaus Anspruch auf individuelle Beratung und Hilfestellung bei der Auswahl und
Inanspruchnahme von Hilfe- und Unterstitzungsleistungen, die bundes- oder
landesrechtlich fur Menschen mit Pflege-, Versorgungs- und/oder Betreuungsbedarf
existieren (sog. Pflegeberatung, 8 7 a SGB Xl). Diese Beratung erfolgt durch eine/n
Pflegeberater/in. Pflegeberatung kann in den neugeschaffenen Pflegestitzpunkten
(8 92 ¢ SGB XI) oder auf Wunsch des Versicherten auch in seiner Hauslichkeit bzw. in
Einrichtungen stattfinden. Neben den Beratungen durch die Leistungstrdger werden
vielfaltige  Beratungsleistungen durch die Leistungserbringer  erbracht

(Beratungsstellen der Verbande).

lll.  Verfahren zur Bewilligung von Eingliederungshilfe fir behinderte Menschen

Verfahren zur Bewilligung von Eingliederungshilfe sind in der Praxis unterschiedlich
ausgestaltet. Als Bezugspunkt fur die spater folgenden Empfehlungen wird hier der

Ablauf eines Verfahrens anhand typischer Bestandteile dargestellt.

1. Feststellung der rechtlichen Voraussetzungen fur die Bewilligung von

Leistungen der Eingliederungshilfe (Leistungsberechtigung)

Sobald der Trager der Sozialhilfe Kenntnis von einer méglichen individuellen Bedarfslage
erhalt, muss er auch ohne formellen Antrag eine Bedarfsermittiung initiieren. Die
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grundsétzliche Feststellung einer Leistungsberechtigung steht rechtlich am Anfang des
Verfahrens. In der Eingliederungshilfe ist nach 8§ 53 Abs. 1 SGB XllI leistungsberechtigt,
wer durch eine Behinderung im Sinne von 8§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX wesentlich in der
Fahigkeit, an der Gesellschaft teilzuhaben, eingeschrankt oder von einer solchen
wesentlichen Behinderung bedroht ist. Zusatzliche Voraussetzung fur die
Leistungsberechtigung ist, dass nach den Besonderheiten des Einzelfalls, insbesondere
nach Art und Schwere der Behinderung, die Aussicht besteht, dass die Aufgabe der
Eingliederungshilfe erfullt werden kann. Das Vorliegen einer Behinderung (oder einer

drohenden Behinderung) ist in der Regel durch ein arztliches Gutachten festzustellen.

2. Bedarfsermittlung

Nach der Feststellung der grundsétzlichen Leistungsberechtigung ist der individuelle
Bedarf zu ermitteln und darauf basierend ein Hilfeplan zu erstellen. Ein Bedarf besteht,
wenn erwinschte und angemessene Teilhabeziele behinderungsbedingt nicht ohne Hilfe
erreicht werden kbnnen. Eine gesetzliche Definition des Begriffs Bedarf gibt es nicht. Die
Begriffe Bedarf und Bedirfnis werden héufig synonym verwendet, obwohl das Bedurfnis
einen subjektiven Mangel beschreibt, wahrend der Bedarf eine beschaffungsbezogene,

objektivierte Konkretisierung des Bediirfnisses darstellt.®

Die Bedarfsermittlung beschreibt ein prozesshaftes Verfahren zur Erhebung, welche
Unterstitzungsleistungen ein Mensch mit einer Behinderung in seiner jeweiligen
Lebenssituation unter Bertcksichtigung seiner individuellen Teilhabeziele braucht und in
Anspruch nehmen will. Die Bedarfsermittlung erfolgt verfahrenstechnisch durch ein sog.
Instrument, z.B. einen Erhebungsbogen oder einen strukturierten Gespréchsleitfaden,
der von der Person, die die Bedarfsermittlung durchfuhrt, in der Regel zusammen mit
dem behinderten Menschen erarbeitet wird. Die bei dieser Erhebung verwendeten
Instrumente basieren auf wissenschaftlichen Methoden. Die Lebenslage des jeweiligen
Menschen mit einer Behinderung zumindest in den fur die Feststellung des Hilfebedarfs
in der Eingliederungshilfe relevanten Bereichen wird mit Hilfe des Instrumentes

abgebildet; soweit gegeben, werden auch durch andere Leistungstrager zu erbringende

6 Halfar, B.: Stichwort ,,Bedarf*, in: Deutscher Verein (Hrsg.): Fachlexikon der sozialen Arbeit, 6. Aufl.

2007.
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Unterstitzungsbedarfe erfasst. Die Bedarfsermittiung bedeutet noch keine rechtliche
Festlegung der erforderlichen Leistung. Daher ist sie zu unterscheiden von der

Feststellung eines Bedarfs im Sinne eines leistungsrechtlichen Anspruchs.

3. Hilfeplanung

Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe’ soll basierend auf den Ergebnissen der
Bedarfsermittlung fiir den Menschen mit Behinderung die bestmdgliche Anpassung der
erforderlichen Leistungen an seine Lebenssituation und seine fur ihn relevanten
Teilhabeziele sicherstellen. Daher steht der Mensch mit Behinderung im Zentrum der
Hilfeplanung und wirkt an ihr aktiv mit. Zur Organisation und Steuerung der Hilfeplanung
gibt es unterschiedliche Hilfeplanverfahren. Teilweise unterscheiden sich
Hilfeplanverfahren auch nach dem Teilhabebereich (Arbeit/Wohnen) oder nach der Art

der Behinderung (z.B. psychische Erkrankungen).

In dem Verfahren der Hilfeplanung, das in einen Hilfeplan mundet, werden Leistungen
anhand festgestellter Bedarfe festgelegt. Der Hilfeplan dient den Leistungstragern als
Grundlage einer Entscheidungsfindung Uber individuelle Hilfeleistungen in quantitativer
und qualitativer Hinsicht. Fir Menschen mit Behinderungen impliziert die Hilfeplanung
haufig eine intensive Befassung mit ihrer Lebenssituation, flr Mitarbeiter/innen von
Einrichtungen und Diensten ist sie Grundlage des beruflichen Handelns. Einrichtungen
und Diensten dient der Hilfeplan als Planungsgrundlage fir die Erbringung der im
Einzelfall erforderlichen Leistungen. Hilfeplanung erfolgt mit dem Ziel, Qualitat
Uberprufbar zu machen und zu sichern, Transparenz und Vergleichbarkeit herzustellen

und durch gelungene Kooperation effektiv und zielgerichtet Leistungen einzusetzen.

Vielerorts erganzen Hilfe- oder Teilhabeplankonferenzen das Hilfeplanverfahren.
Soweit Hilfeplankonferenzen eingefuhrt sind, finden sie unter Verantwortung des
Sozialhilfetrédgers statt. Dabei wirken die Leistungsberechtigten und/oder ihre
Betreuer/innen sowie Vertreter/innen der Leistungserbringer mit. Es kbnnen neben dem
Trager der Eingliederungshilfe auch weitere mdglicherweise zustandige Leistungstrager
einbezogen werden (koordinierte Hilfeplanung, 8 10 SGB IX und 8 4 SGB XII). Auf der
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Grundlage des im Vorfeld erstellten Hilfeplans werden zum Teil fachliche Empfehlungen
dazu erarbeitet, welche Hilfen in welchem Umfang erforderlich sind, wer die Hilfe
erbringen soll und wo sie erbracht wird, um die Entscheidung des Leistungstragers
vorzubereiten. Hilfeplankonferenzen kdnnen die Kooperation zwischen Leistungstragern
und die Vernetzung aller Akteure befordern. Sie sind geeignet, um die

Personenzentrierung mit der Sozialraumorientierung zu verknupfen.

Der Sozialhilfetrager ist nicht nur fur die Erstellung des Gesamtplanes nach § 58 Abs. 1
SGB XIl, sondern fur die Organisation und Steuerung der Bedarfsermittiung und
Hilfeplanung als solche zustandig. Die Einbeziehung des Leistungsberechtigen und
weiterer Personen und Institutionen ist gesetzlich nur fir den Gesamtplan geregelt und
steht demnach im pflichtgemaRen Ermessen des Sozialhilfetragers. Die aktive
Einbeziehung des Menschen mit Behinderungen in die Bedarfsermittiung und
Hilfeplanung ist unerlasslich. Der Sozialhilfetrager bezieht dariiber hinaus alle Personen
ein, deren fachliche Expertise fur die Bedarfsermittlung und Hilfeplanung notwendig ist.
Damit kann es aus fachlichen Gesichtspunkten erforderlich sein, auch z.B.

Vertreter/innen der Leistungserbringer einzubeziehen.

4. Bewilligungsbescheid

Das individuelle Verfahren zur Bewilligung von Eingliederungshilfe fir behinderte
Menschen findet seinen vorlaufigen Abschluss in der Erstellung des
Bewilligungsbescheides seitens des Leistungstragers. Die Bescheidung des Anspruchs
durch den bzw. die zustandigen Leistungstrager baut zeitlich wie inhaltlich auf den
Ergebnissen der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung auf. Da Hilfeplanung ein

kontinuierlicher Prozess ist, werden Hilfeplane periodisch tberprift und fortgeschrieben.

! Zur Hilfeplanung in der Jugendhilfe vgl. Empfehlungen des Deutschen Vereins zur

Weiterentwicklung der Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII, NDV 2006, 343 ff.
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IV. Empfehlungen des Deutschen Vereins fur Instrumente und Verfahren der

Bedarfsermittlung und der Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe

Mit den nachstehenden Empfehlungen formuliert der Deutsche Verein Mal3stabe fiir eine
an den Leitbildern der Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen orientierte Bedarfsermittlung und Hilfeplanung. Damit gibt der Deutsche
Verein den Akteuren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung, insbesondere den
Leistungstragern und Leistungserbringern, Entscheidungshilfen fur die

o Konzeption neuer bzw. Weiterentwicklung bestehender Instrumente und Verfahren,
e  Auswahl passender Instrumente und Verfahren,

e  Anwendung der jeweiligen Instrumente und Verfahren sowie

. Evaluation der Wirksamkeit der Instrumente und Verfahren

der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe an die Hand.

Der Deutsche Verein empfiehlt fur die Konzeption bzw. Weiterentwicklung,

Auswahl, Anwendung und Evaluation von Instrumenten und Verfahren der

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe die Beachtung

folgender Mal3stabe:

. Personenzentrierung und Unabhangigkeit von Leistungs- und
Vergutungsformen,

. Mitwirkung des Menschen mit Behinderung,

o Zielorientierung,

o ICF-Orientierung,

. Berlucksichtigung von Selbsthilfe und Sozialraum,

o Lebensweltorientierung,

o Lebenslagenorientierung,

o Transparenz,

. Evaluation und Qualitatssicherung,

. Interdisziplinaritdt und Multiprofessionalitat,

. Fachliche Fundierung,

. Integrierte Verfahren.
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Diese Mal3stabe werden im Hinblick auf inre Umsetzung wie folgt erlautert:

Personenzentrierung und Unabhé&ngigkeit von Leistungs- und Vergutungsformen:
Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung sollen sich weder an
Leistungserbringern noch an Leistungsorten oder Leistungsformen, sondern
ausschlieRlich am individuellen Bedarf der leistungsberechtigten Person orientieren. Dies
bedeutet, dass das Instrument und/oder Verfahren der Bedarfsermittiung und
Hilfeplanung keinerlei Einschrdnkungen oder Vorfestlegungen bezuglich des Ortes oder
des Erbringers der Leistung treffen darf.

Des Weiteren sind Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung
nicht an vorhandenen Leistungsangeboten oder Leistungsgruppen auszurichten. Erst im
Anschluss an eine ergebnisoffene Bedarfsermittlung und Hilfeplanung kann ein Abgleich
mit der vorhandenen regionalen Angebotsstruktur erfolgen. Soweit fir die ermittelten
Bedarfe keine geeigneten Angebote vor Ort vorhanden sind, ist darauf hinzuwirken, dass

diese geschaffen werden.

Um Personenzentrierung und Ergebnisoffenheit von Bedarfsermittlung und Hilfeplanung
zu gewabhrleisten, ist ein an die individuelle Bedarfsermittlung und Hilfeplanung
angepasstes Vergutungssystem forderlich. Damit das Ergebnis der Bedarfsermittlung
und Hilfeplanung in noch passgenauere Unterstitzungsangebote mindet, ist eine

Weiterentwicklung des Leistungserbringungsrecht (88 75, 76 SGB XII) wiinschenswert.

Mitwirkung: Bedarfsermittiung und Hilfeplanung sind ohne unmittelbare Einbindung der
Menschen mit Behinderungen nicht mdglich. Bedarfsermittlung und Hilfeplanung missen
Ergebnis eines Verstandigungs- und Verhandlungsprozesses sein. Mitwirkung muss aktiv
ermdglicht und durch geeignete Malinahmen gefordert werden. Daflir mussen
Bedarfsermittiung und Hilfeplanung so durchgefihrt werden, dass Menschen mit
Behinderungen den Sinn, das Verfahren und das Ergebnis verstehen und sich einbringen
kénnen. Dieses Erfordernis bedarf eines Dialogs und haufig des Einsatzes qualifizierter
Fachkrafte in der sozialen Arbeit. Es bedarf auch der Aufklarung und Beratung der
Menschen mit Behinderungen und ggf. ihrer Bezugspersonen uber das Verfahren und

Uber rechtliche Anspriiche sowie Uber Hilfs- und Unterstiitzungsangebote, auch tber die
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Moglichkeit der Hinzuziehung einer Person ihrer Wahl. Neben den Mitwirkungsrechten
muss der Leistungstrager auch auf die bestehenden Mitwirkungspflichten (88 60-62, 65

SGB I) bei der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung hinweisen.

Zielorientierung: Bedarfsermittiung und Hilfeplanung sollen zielorientiert erfolgen. Ziele,

die im Rahmen dieser Verfahren relevant sein kbnnen, missen

. dem personlichen Anliegen des Menschen mit Behinderung entsprechen,

. an der konkreten Lebenssituation des jeweiligen Menschen ansetzen,

. der Aufgabe der Eingliederungshilfe entsprechen, das heif3t, Teilhabe ermdglichen,

. im Sinne einer Wirkungskontrolle/Evaluation der Zielerreichung konkret und
Uberprufbar sein,

. periodisch Uberprift und fortgeschrieben werden.

Die Ermittlung der Ziele des jeweiligen Menschen bezogen auf die Ziele der
Eingliederungshilfe und unter Beriicksichtigung des Wunsch- und Wahlrechts sollte am
Anfang des Verfahrens stehen und muss leitend fir das gesamte Verfahren der
Bedarfsermittlung und Hilfeplanung einschliel3lich der Leistungsbewilligung sein. Ziele
sollten hinsichtlich der Zielerreichung regelmé&Rig uberprift und angepasst werden. Ein
fester Zeitraumbezug bzw. eine Befristung wird daher im Regelfall als sinnvoll
angesehen. Sinnvoll kann fiur die Zielorientierung auch das Instrument der

Zielvereinbarung sein, wie es bereits im Rahmen des Personlichen Budgets genutzt wird.

ICF-Orientierung: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung
missen an der von der Weltgesundheitsorganisation herausgegebenen ,International
Classification of Functioning, Disability and Health (ICF)" orientiert sein. Die Ausrichtung
an der Konzeption der ICF bedeutet insbesondere die Orientierung an Kontextfaktoren.
Dies beinhaltet die Berlcksichtigung der personlichen Situation und des
Lebenshintergrundes eines Menschen mit Behinderung. Kontextfaktoren sind einerseits
personenbezogene Faktoren, die sich auf diese selbst beziehen (beispielsweise ihre
Lebenserfahrung) und andererseits Umweltfaktoren, die die materielle und soziale
Umwelt, in der Menschen leben (soziale Beziehungen, vorschulischer Bereich, Schulen,
Wohnungsbau, lokale Infrastruktur) in den Blick nehmen. Kontextfaktoren kénnen den
individuellen Bedarf positiv (z.B. Reduzierung des Bedarfs durch Unterstutzung aus dem
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sozialen Umfeld) oder negativ (z.B. Erh6hung des individuellen Bedarfs durch fehlende
Barrierefreiheit) beeinflussen.

Berucksichtigung von Selbsthilfe und Sozialraum: Instrumente und Verfahren der
Bedarfsermittiung und Hilfeplanung mussen sich auf die Mobilisierung der Ressourcen
des behinderten Menschen fokussieren und nicht an seinen Defiziten orientieren. Dies
bedeutet, dass sie zum Ziel haben muissen, eigene Ressourcen des Menschen mit
Behinderung  (Selbsthilfe) und/oder seines sozialen Umfelds (Ehrenamt,
Bilrgerschaftliches Engagement, Nachbarschaft, Burgerhilfe, Familienselbsthilfe)
wahrzunehmen und nach Mdglichkeit in die Hilfegestaltung einzubeziehen.

Lebensweltorientierung: Verfahren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung im Rahmen
der Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft (z.B. Wohnen, Arbeit und Beschaftigung,
Bildung und Erziehung, Freizeit, soziale Beziehungen) sollten eine lebensweltbezogene
Betrachtung vornehmen und den Menschen mit Behinderungen in seinen Beziigen
wahrnehmen. Um eine abgestimmte Hilfeplanung und Leistungsbewilligung zu
ermoglichen, sind Verfahren z.B. fir die Bereiche Wohnen oder Arbeit so
auszugestalten, dass sie miteinander koordiniert werden kénnen und nahtlos ineinander

greifen.

Lebenslagenorientierung: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittiung und
Hilfeplanung sollten die Spezifika der verschiedenen Lebenslagen und Zielgruppen
beriicksichtigen. Sie sollten jedoch nicht von vorneherein eine Zuordnung bzw.
Vorfestlegung der Behinderungsart vornehmen oder erforderlich machen.

Transparenz: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung sind so
zu gestalten, dass fur alle Beteiligten — unter Beriicksichtigung datenschutzrechtlicher
Vorschriften — und insbesondere fir den Menschen mit Behinderung selbst
nachvollziehbar ist, auf welche Weise der Bedarf ermittelt wurde und welche Kriterien bei
der Hilfeplanung neben der Berlcksichtigung seiner Ziele und Wuinsche relevant sind.
Transparenz bedeutet, dass Informationen Uber Hintergrund, Ziele und Methoden
(Untersuchungen, Erhebungen durch Fragebégen etc.) der jeweils verwendeten
Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung — flankiert durch eine

entsprechende Beratung und Erlauterung — offentlich verfligbar und diese in einer flr die
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potenziellen Leistungsberechtigten verstandlichen Form aufbereitet sind. Transparenz
erfordert auch, dass der Hilfeplan dem Menschen mit Behinderung in Kopie
auszuhandigen ist. Zu Uberlegen ist eine anonymisierte, standardisierte (vergleichbare)
offentliche Berichterstattung (Statistiken etc.) Uber den Einsatz und die Ergebnisse der
Bedarfsermittlung und Hilfeplanung auf lokaler Ebene sowie die Veroffentlichung von
Evaluationsergebnissen Uber Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittiung und

Hilfeplanung.

Evaluation und Qualitatssicherung: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung
und Hilfeplanung sollen der Evaluation und Qualitatssicherung der Leistungen dienen.
Instrumente der Bedarfsfeststellung und Hilfeplanung bieten insbesondere dann eine
Moglichkeit zur Evaluation und Qualitatssicherung, wenn sie die Ziele des Menschen mit
Behinderung zum Mal3stab des Bedarfs machen, sowie wissenschaftlich fundiert,

transparent und — soweit fachlich sinnvoll — einheitlich gestaltet sind.

Eine Evaluation insbesondere der Inhalte der individuellen Hilfeplanung ist — unter
Berlcksichtigung der Wiinsche des Leistungsberechtigten — vorzusehen. Zu diesem
Zweck ist eine regelmaRige Uberprifung der Zielerreichung und eine Anpassung des
Hilfeplans sowie der Leistungen sinnvoll; dies dient in der Regel sowohl dem
Leistungsberechtigten als auch dem Leistungstrager. Eine Evaluation der individuellen
Leistungen auf Verfahrensebene (Einsatz sinnvoller Instrumente, Qualitdt des
Verfahrens) ist ebenfalls winschenswert, um eine notwendige Weiterentwicklung der
Instrumente und Verfahren zu erkennen und weitere, differenzierte Kriterien fur die
Qualitat der Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung zu
entwickeln. Perspektivisch sind dariber hinaus auch andere Kontrollmechanismen
denkbar, die als Sachwalter der Menschen mit Behinderungen tatig werden. Schlief3lich
kénnen Fortbildung und Supervision der an der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung
beteiligten Personen, gerade wenn diese im multiprofessionellen Kontext stattfindet,

ebenfalls ein Instrument der Qualitatssicherung sein.

Interdisziplinaritat und Multiprofessionalitat: Bedarfsermittiung und Hilfeplanung
sollte am Bedarf des jeweiligen Einzelfalls orientiert unter Beteiligung der jeweils

relevanten Disziplinen und Professionen (interdisziplindr und multiprofessionell)
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durchgefuhrt werden. An der Beurteilung des Bedarfes und der Planung der Hilfen sollten
unterschiedliche Berufsgruppen verschiedener Ausrichtung mitwirken und deren
fachspezifische Erkenntnisse einbezogen werden, wie zum Beispiel Arzte/Arztinnen,
Heilpddagogen/Heilpadagoginnen, Sozialpadagogen/Sozialpadagoginnen. Ihre

Qualifizierung fur die Tatigkeit muss gesichert sein.

Fachliche Fundierung: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und
Hilfeplanung muissen wissenschaftlich fundiert, d.h. unter Zuhilfenahme anerkannter
rehabilitationswissenschaftlicher Methoden entwickelt worden sein. Eine hohe
Fachlichkeit erfordert auch die ausreichende fachliche Qualifikation der an der

Bedarfsermittlung und Hilfeplanung beteiligten Personen.

Integrierte Verfahren: Soweit mdglich und im Einzelfall erforderlich, soll eine integrierte,
d.h. leistungstrageriibergreifende Bedarfsermittiung und Hilfeplanung erfolgen.® In
diesem Fall sollten neben den Tragern der Eingliederungshilfe weitere zustandige
Leistungstrager einbezogen werden. Der Trager der Sozialhilfe sollte einen
Ubergreifenden Blick auf die Lebenslage des Menschen mit Behinderung und die darin
relevanten Leistungen haben. Wenn im Zuge des Verfahrens ein Bedarf in der
Zustandigkeit eines anderen Leistungstragers deutlich wird, soll dieser Bedarf
aufgegriffen und der ggf. zustdndige Leistungstrdger unter Beachtung
datenschutzrechtlicher Bestimmungen hinzugezogen werden. Die Kooperation erfolgt
nach 8§ 10 Abs. 1 Satz 1 SGB IX, indem die Leistungstrager im Benehmen miteinander
und in Abstimmung mit den Leistungsberechtigten die nach dem individuellen Bedarf
voraussichtlich erforderlichen Leistungen funktionsbezogen feststellen und schriftlich so
zusammenstellen, dass sie nahtlos ineinander greifen. Zu beachten ist auch, dass nach
8§14 Abs.2 SGBIX der erstangegangene Rehabilitationstrdger zur unverziglichen
Feststellung des Rehabilitationsbedarfes verpflichtet ist. Auch bei Umsetzung des Neuen
Begutachtungs-Assessments (NBA) zum neuen umfassenden
Pflegebedurftigkeitsbegriff® bleibt eine eigene Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der

Eingliederungshilfe erforderlich.

So bereits in Empfehlungen des Deutschen Vereins zur selbstbestimmten Teilhabe am Arbeitsleben
von Menschen mit Behinderungen und Unterstitzungsbedarf an der Grenze zwischen Werkstatt und
allgemeinem Arbeitsmarkt vom 18. Marz 2009, NDV 2009, 127-135.

Vgl. zur néheren Erlauterung des NBA den Eintrag im Glossar zu diesen Empfehlungen.
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Zusatzlich ist die Kooperation zwischen Leistungstragern und Leistungserbringern
wiunschenswert. Diese kann auch eine ggf. sinnvolle fachliche Unterstitzung durch die
Leistungserbringer bei der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung beinhalten. Sie setzt ein
aktives Hinwirken auf Kooperation der beteiligten Leistungstrager bei der Koordination

der Leistungen voraus.

V. Ausblick

Bedarfsermittiung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe sind die Grundlage aller
ihrer Leistungen. Die Potenziale von Bedarfsermittiung und Hilfeplanung zugunsten einer
verbesserten Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen und
einer personenzentrierten, qualitatsgesicherten Leistungserbringung sind bislang noch
nicht ausgeschopft.

Die vom Deutschen Verein in friheren Empfehlungen zur Weiterentwicklung der
Eingliederungshilfe’® vorgestellten Konzepte einer personenzentrierten, unabhangig von
Leistungsformen zu  erbringenden  Eingliederungshilfe = machen auch eine
Weiterentwicklung der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung erforderlich. Durch die Klarung
der rechtlichen Grundlagen und der Begrifflichkeiten sowie die Empfehlung von
Maf3staben sowohl fur die Bedarfsermittlung als auch fur die Hilfeplanung leistet der
Deutsche Verein hierfur einen entscheidenden Beitrag.

Damit das Ergebnis der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in noch passgenauere
Unterstitzungsangebote miuindet, ist schliel3lich auch eine Weiterentwicklung des
Leistungserbringungsrecht (88 75, 76 SGB XIlI) winschenswert.

VI. Glossar

10 Vgl. die Empfehlungen ,Verwirklichung selbstbestimmter Teilhabe behinderter Menschen!

Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Weiterentwicklung zentraler Strukturen in der
Eingliederungshilfe®, NDV 2007, 245 ff. und die ,Empfehlungen des Deutschen Vereins zur
selbstbestimmten Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen und
Unterstutzungsbedarf an der Grenze zwischen Werkstatt und allgemeinem Arbeitsmarkt”, NDV
2009, 127-135.
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Assessment = Vorgang der Bedarfsermittlung im engeren Sinne. Gemeint ist hier nicht
das gesamte Verfahren der Bedarfsermittlung unter Einbeziehung verschiedener
Fachstellen zur Vorbereitung der verwaltungsrechtlichen Entscheidung (dies ware der
Vorgang der Bedarfsermittlung im weiteren Sinne), sondern die konkrete Erhebung der
Teilhabebedarfe anhand eines dafir geeigneten Instruments. Praktisch wird das
Assessment in der Eingliederungshilfe z.B. durch eine/n damit beauftragten Arzt/Arztin
des offentlichen Gesundheitsdienstes durchgefuhrt, in der Regel anhand eines

Fragebogens im Rahmen einer korperlichen Untersuchung.

Bedarf = Eine gesetzliche Definition des Begriffs Bedarf gibt es nicht. Ein Bedarf besteht,
wenn erwunschte und angemessene Teilhabeziele behinderungsbedingt nicht ohne Hilfe

erreicht werden konnen.

Bedarfsermittlung = Methode zur Ermittlung der Teilhabebedarfe im Rahmen eines

Verwaltungsverfahrens unter Zuhilfenahme eines Instruments zur Bedarfsermittlung.

Bedarfsfeststellung = In diesen Empfehlungen wird der Begriff der Bedarfsfeststellung
fur die Feststellung des Ergebnisses der Bedarfsermittlung im Hilfe- bzw. Gesamtplan
verwendet. Die Bedarfsfeststellung im Hilfe- bzw. Gesamtplan entfaltet fir sich
genommen noch keine Rechtswirkungen. Erst die Leistungsbewilligung im Bescheid des
Leistungstragers ist rechtlich fir diesen verbindlich. Nach 8§ 3 der BudgetVO steht das
tragerubergreifende Bedarfsfeststellungsverfahren fur die Beratung der Ergebnisse der
von den Rehabilitationstragern vorab getroffenen Feststellungen und der gemal 8§ 4

Budget VO abzuschlieRenden Zielvereinbarung.

Care Management = Unter Care Management versteht man die regionale
einzelfallibergreifende Abstimmung und Koordination sozialer Unterstiitzungsangebote
in der Region. Diese muss sich an den vorhandenen Bedarfen in Ausmafd und Inhalt
orientieren; hierfur ist es notwendig, die Perspektiven der Nutzer/innen einzubeziehen.
Care Management ist auf der tragerubergreifenden Systemebene angesiedelt und greift

auf die im Rahmen von Case Management akkumulierten Einzelbedarfe zurlck.

Case Management = Das Handlungskonzept des Case Management bezeichnet einen

kooperativen Prozess, in dem Angebote und Dienstleistungen erhoben, geplant,
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implementiert, koordiniert, Gberwacht und evaluiert werden, um so den individuellen
Bedarf eines Klienten mittels Kommunikation und verfigbarer Ressourcen abzudecken.
Aus Sicht der Leistungsadressaten macht der Case Manager die fur den Einzelfall
notwendigen Leistungen im regionalen Angebot ausfindig und beteiligt sich an deren
Steuerung. Im Rahmen von Case Management ergibt sich somit Gestaltungsbedarf
sowohl hinsichtlich des Adressatenkontaktes, der Organisation, in der das Case
Management stattfindet, und hinsichtlich der Koordination der Angebote innerhalb des
Versorgungsnetzes (Care Strukturen/Care Management): Alle drei Ebenen sollen im

Sinne einer passgenauen Leistung kooperativ zusammenspielen.

Eingliederungsplan = Ein Eingliederungsplan wird im Rahmen des sog.
Eingangsverfahrens zwischen einer Werkstatt fur behinderte Menschen und dem
zustandigen  Rehabilitationstrager  erstellt. Das Eingangsverfahren nach §3
Werkstéattenverordnung dient dazu festzustellen, ob die Werkstatt die geeignete
Einrichtung zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben und zur Eingliederung in
das Arbeitsleben im Sinne des 8§ 136 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch ist, sowie
welche Bereiche der Werkstatt und welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben und
erganzende Leistungen oder Leistungen zur Eingliederung in das Arbeitsleben in
Betracht kommen. Die Ergebnisse dieses Verfahrens werden in den Eingliederungsplan

aufgenommen.

Fallmanagement = Haufig die (synonyme) deutsche Bezeichnung fur das Case

Management. Siehe ,,Case Management®.

Forderplan = Ein Forderplan wird nach § 12 Satz 2 SGB Xll vor oder spatestens bis zu
vier Wochen nach Beginn fortlaufender Leistungen der Sozialhilfe dann erstellt, wenn es
— nach Festlegung und Unterzeichnung einer Leistungsabsprache - aufgrund
bestimmbarer Bedarfe erforderlich ist. Der Forderplan wird in die Leistungsabsprache
einbezogen. Da nach § 12 Satz 4 SGB Xl abweichende Regelungen vorgehen und 8§ 58
SGB XIl eine solche abweichende Regelung darstellt, sind die Regelungen Uber
Leistungsabsprache und Forderplan in der Eingliederungshilfe flir behinderte Menschen

nicht anzuwenden.
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Forder- und Behandlungsplan = Ein besonderes Planungsverfahren fur die Leistungen
der Fruhférderung und Friherkennung flr behinderte und von Behinderung bedrohte
Kinder gemal3 8§ 30 SGB IX. Nach § 7 FruhV wird als Grundlage fur die stringent
aufeinander abgestimmten Leistungen im Rahmen der Frihforderung ein interdisziplinar
entwickelter Forder- und Behandlungsplan erstellt. In diesem werden die nach dem
individuellen Bedarf voraussichtlich erforderlichen Leistungen von den interdisziplinéaren
Frahforderstellen und den sozialpadiatrischen Zentren in Zusammenarbeit mit den
Erziehungsberechtigten schriftich zusammengestellt. Durch den Foérder- und
Behandlungsplan wird die Abgrenzung der im Einzelfall erforderlichen Leistungen und

der Kostenteilung maglich.

Gesamtplan'! = Besondere Variante eines Hilfeplans im SGB XII. Die Bezeichnung als
,Gesamtplan® betont, dass es sich um einen umfassenden Plan handelt, der alle
Teilhabeleistungen und die Modalitaten ihrer Durchfihrung enthélt. Der Gesamtplan ist
nach 8 58 SGB XII durch den zustandigen Sozialhilfetrager so frihzeitig wie moglich im
Rahmen des Verwaltungsverfahrens aufzustellen. In der Regel wird er im Anschluss an
das oder die Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung auf der Grundlage auch
des Hilfeplans oder der entwickelten Hilfeplane erstellt. Der Gesamtplan ist
verwaltungsrechtlich nicht identisch mit dem Bewilligungsbescheid, ein Anspruch auf
Durchfihrung aller im Gesamtplan genannten Leistungen besteht nicht.

Hilfeplan = Schriftliche Vereinbarung, in der die erhobenen Teilhabebedarfe festgestellt
und ein inhaltlich aufeinander abgestimmtes Konzept zur Realisierung der mit dem
behinderten Menschen vereinbarten Teilhabeziele durch entsprechende Leistungen der
Sozialleistungstrager formuliert werden. Mit der Formulierung des Hilfeplans ist der
Prozess der Hilfeplanung (vorlaufig, d.h. soweit und solange kein Anpassungsbedarf
besteht) abgeschlossen. Einige Leistungstrager gehen derzeit dazu Uber, den im
beschriebenen Sinne verfassten ,Hilfeplan” als ,Teilhabeplan“ zu bezeichnen.

Hilfeplankonferenz = Turnusmallige gemeinsame Besprechung aller an der
Hilfeplanung Beteliligten, idealerweise unter Einbeziehung des behinderten Menschen,

bei dem die Teilhabebedarfe (Ergebnis der Bedarfsermittlung) und Teilhabeziele mit dem

1 Vgl. ausfiihrlich zum Gesamtplan: Kronenberger, G.: Stichwort ,Gesamtplan®, in: Deutscher Verein

(Hrsg.), Fachlexikon der sozialen Arbeit, 6. Aufl. 2007.
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Betroffenen erértert und gemeinsam die zur Erreichung der Teilhabeziele mdglichen und
erforderlichen Leistungen abgestimmt werden. Das Ergebnis der Hilfeplankonferenz wird
im Hilfeplan verschriftlicht. Die Hilfeplankonferenz ist Teil des Prozesses der Hilfeplanung

und wird immer haufiger auch als , Teilhabeplankonferenz” bezeichnet.

Hilfeplanung = Einerseits ein Prozess, der die Entwicklung eines Hilfeplans aufgrund
der ermittelten Bedarfe umfasst und mit dem schriftlichen Hilfeplan (vorlaufig) abschlief3t;
andererseits allgemein eine Methode der sozialen Arbeit. Immer haufiger auch als
»Teilhabeplanung” bezeichnet.

Hilfeplanverfahren = Teil des Verfahrens zur Bedarfsermittlung und Hilfeplanung, der
sich konkret mit der (auch verwaltungstechnischen) Organisation und Steuerung des
Prozesses Hilfeplanung befasst. Das Verfahren wird immer haufiger auch als

»Teilhabeplanverfahren“ bezeichnet.

Instrument = Eine dem allgemein anerkannten Stand der (rehabilitations-
)wissenschaftlichen Forschung entsprechende Methode oder ein Methodenmix, mit dem

Bedarfe ermittelt (erhoben) und die Hilfeplanung gestaltet wird.

Neues Begutachtungs-Assessment (NBA) = Aufgrund der fachlichen Kritik am
gegenwartigen Instrument der Begutachtung und dem damit verbundenen Begriff der
Pflegebedurftigkeit hat das Bundesministerium fur Gesundheit im Jahr 2006 einen Beirat
eingesetzt mit dem Ziel, ein neues Instrument fur die Ermittlung der Bedarfe
pflegedurftiger Menschen zu entwickeln und insbesondere kognitive Einschrankungen
besser abzubilden. Im Unterschied zum derzeitigen Verfahren der Begutachtung von
Pflegebedurftigkeit wird im nun vorgeschlagenen Verfahren nicht die aufgewendete Zeit
fur die Durchfihrung einzelner Verrichtungen zum Maflistab des Vorliegens von
Pflegebedurftigkeit gemacht, sondern die Beeintrachtigung der Selbststandigkeit und
Abhangigkeit von personeller Hilfe in den Aktivitdten und Lebensbereichen: Mobilitat,
kognitive und kommunikative F&higkeiten, Verhaltensweisen und psychische
Problemlagen, Selbstversorgung, krankheits-/therapiebedingte Anforderungen und

Belastungen sowie Gestaltung des Alltagslebens und sozialer Kontakte.'? Bislang ist

12 Bericht des Beirats zur Uberprifung des Pflegebediirftigkeitsbegriffs vom 26. Januar 2009.
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weder der neue Pflegebedurftigkeitsbegriff gesetzlich verankert noch das NBA eingefihrt

worden.

Teilhabemanagement  (Fallmanagement in der Eingliederungshilfe) =
Teilhabemanagement ist ein Verfahren, das sich, basierend auf dem Dialog zwischen
Sozialhilfetrager und dem Menschen mit Behinderung, am individuellen Bedarf orientiert
und die Leistungen unter ziel- und wirkungsorientierten Gesichtspunkten aktiv und

qualitativ hochwertig steuert.

Teilhabeplan = Der Begriff des Teilhabeplans ist gesetzlich nicht definiert. In der Praxis
werden Teilhabeplane zum Teil als besondere Form des Hilfeplans verwendet, um die
Teilhabeorientierung der jeweiligen Hilfeplanung besonders herauszustellen. Der Begriff
des Teilhabeplans findet sich auch in Gemeinsamen Empfehlungen der
Bundesarbeitsgemeinschaft fir Rehabilitation (BAR), mit denen die Vorschrift des § 13
Abs. 2 Nr. 3 SGB IX inhaltlich konkretisiert wird.

Verfahren = Im engeren Sinne die Bezeichnung fir den (auch verwaltungstechnischen)
Prozess, der die Bedarfsermittlung und Hilfeplanung organisiert und steuert (Verfahren
der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung). Im weiteren Sinne kann damit auch das
(sozial)verwaltungsrechtlich  normierte  Verfahren der Leistungsbewilligung ab
Antragstellung/Bekanntwerden eines Bedarfs bis hin zur Bescheidung Uber die konkrete

Leistungsbewilligung bezeichnet werden (Verwaltungsverfahren).

Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung = Diese bezeichnen nur den (auch
verwaltungstechnischen) Prozess, der die Bedarfsermittlung und Hilfeplanung organisiert

und steuert.

Versorgungsplan = Ein individueller Versorgungsplan wird im Rahmen der
Pflegeberatung nach 8§ 7 a SGB Xl aufgrund der systematischen Erfassung und Analyse
des Hilfebedarfs erstellt. Er enthalt die im Einzelfall erforderlichen Sozialleistungen und
gesundheitsfordernden, praventiven, kurativen, rehabilitativen oder sonstigen
medizinischen sowie pflegerischen und sozialen Hilfen. Seine Durchfiihrung soll von dem

zustandigen Pflegeberater tberwacht werden.
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Verwaltungsverfahren = (Sozial-)Verwaltungsrechtlich normiertes Verfahren der
Leistungsbewilligung ab Antragstellung/Bekanntwerden eines Bedarfs bis hin zur

Bescheidung tber die konkrete Leistungsbewilligung.

Zielvereinbarung = Bei der Leistungserbringung in Form eines Personlichen Budgets
nach 817 Abs.2 SGBIX wird zwischen der antragstellenden Person und dem
Beauftragten eine individuelle Zielvereinbarung abgeschlossen. Sie enthalt mindestens
Regelungen Uber die Ausrichtung der individuellen Foérder- und Leistungsziele, die
Erforderlichkeit eines Nachweises fur die Deckung des festgestellten individuellen

Bedarfs sowie die Qualitatssicherung (8§ 4 BudgetVO).

VII. Anhang: Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung

1. Hilfebedarf von Menschen mit Behinderungen im Bereich ,Wohnen* (HMB-W)
und im Bereich , Gestaltung des Tages“ (HMB-T)

Die sog. HMB-Verfahren®® sind Instrumente zur Bedarfsermittlung, die von Dr. Heidrun
Metzler von der Forschungsstelle ,Lebenswelten fur behinderte Menschen® entwickelt
wurden. Die HMB-Verfahren dienen zur Erhebung des Hilfebedarfes fur die individuelle
Lebensgestaltung in den Bereichen "Wohnen" bzw. "Gestaltung des Tages"
(Behindertenhilfe). Sie sind an der ICF orientiert und fokussiert auf die Bereiche
JAktivitaten®  und  ,Teilhabe®. Dementsprechend  werden  Aktivitdten  und
Unterstitzungsbedarfe erhoben. Die Verfahren dienen zur Bildung von Gruppen

vergleichbaren Hilfebedarfs und zur Feststellung des individuellen Hilfebedarfs.

Mit dem HMB (W) werden die folgenden sieben Lebensbereiche eines Menschen
abgebildet:

1. Alltagliche Lebensfihrung,

2. Individuelle Basisversorgung,

3. Gestaltung sozialer Beziehungen,

4. Teilnahme am kulturellen/gesellschaftlichen Leben,

Weitere Informationen Uber das HMB-Verfahren sind erhaltlich unter: Zentrum zur interdisziplindren
Erforschung der ,Lebenswelten behinderter Menschen” (Z.1.E.L.), Nauklerstr. 37 A, 72074 Tlbingen;

http://www.uni-tuebingen.de/qvr/04/04s06-03.html (11. Mai 2009).
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5.  Kommunikation und Orientierung,
6. Emotionale und psychische Entwicklung,

7. Gesundheitsforderung.

Das HMB (T) bildet Bedarfe in diesen sieben Bereichen ab:
Ausfuhren von Aufgaben und Vorhaben,
Soziale Bezlge,
Mobilitat,

1
2
3
4.  Entwickeln von Perspektiven in der Tagesstrukturierung,
5 Kommunikation,

6. Selbstversorgung,

-

Gesundheitsvorsorge/-fursorge.

2. Integrierter Behandlungs- und Rehabilitationsplan (IBRP)

Der "Integrierte Behandlungs- und Rehabilitationsplan” (IBRP) der Aktion Psychisch
Kranke wurde von einer Expertenkommission im Auftrag des Bundesministeriums fur
Gesundheit entwickelt. Der IBRP ist ein Instrument und Verfahren der Bedarfsermittiung
und Hilfeplanung in der Gemeindepsychiatrie insbesondere fir Menschen mit
psychischen Erkrankungen und psychischer Behinderung. Der IBRP umfasst die
folgenden Bereiche:

o Behandlung,

o medizinische Rehabilitation,

o Hilfe zur Teilhabe am Arbeitsleben,

o Hilfe zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschatt,

o Grundpflege.

1 Bundesministerium fur Gesundheit (Hrsg.): Von institutions- zu personenzentrierten Hilfen in der

psychiatrischen Versorgung. Band I: Bericht zum Forschungsprojekt des Bundesministerium fur
Gesundheit ,Personalbemessung im komplementéaren Bereich* der psychiatrischen Versorgung.
Band 116/1 Schriftenreihe des BMG, Baden-Baden 1999, und Band Il: Ambulante
Komplexleistungen — Sozialrechtliche Voraussetzungen zur Realisierung personenzentrierter Hilfen
in der psychiatrischen Versorgung, Band 116/1l Schriftenreihe des BMG, Baden-Baden 1999.
Weitere Informationen Uber das IBRP-Verfahren sind erhaltlich unter: http://www.ibrp-online.de/ (11.
Mai 2009).
Seite 23 von 25
Deutscher Verein e MichaelkirchstralBe 17/18 e D-10179 Berlin-Mitte

www.deutscher-verein.de


www.deutscher-verein.de
http://www.ibrp-online.de

3. Individuelle Hilfeplanung (IHP) des Landschaftsverbandes Rheinland

Die individuelle Hilfeplanung des Landschaftsverbandes Rheinland® ist sowohl ein

Instrument als auch ein Verfahren der Bedarfsermittlung und Hilfeplanung. Die

Hilfeplanung ist eine strukturierte Informationssammlung, mittels derer die Frage

beantwortet wird: Welche Hilfen zur Teilhabe braucht der Mensch mit Behinderungen, um

seine angestrebte Lebensform verwirklichen zu kénnen? Die Hilfeplanung erfolgt in zehn
methodisch aufeinander folgenden Schritten. Sie besteht aus funf Bogen:

1. dem Basisbogen mit Angaben zur Hilfeplanung und einer datenschutzrechtlichen
Erklarung,

2. einem Bogen zur Darstellung der angestrebten Wohn- und Lebensform des
Menschen mit Behinderung,

3. einem Bogen zur Beschreibung der aktuellen Situation, der vorrangigen Probleme
sowie der Fahigkeiten und Beeintrachtigungen des Menschen mit Behinderung in
den Lebensbereichen Wohnen, Arbeit und Beschaftigung, Freizeit, soziale
Beziehungen,

4. einem Bogen zur Berichterstattung Uber das bisherige Vorgehen, die bereits
durchgefuhrten Mal3nahmen und hierbei gesammelten Erfahrungen und schlief3lich

5. einem Ubersichtsbogen mit den angestrebten Ergebnissen der Hilfen sowie den

notwendigen Leistungen im Einzelfall.

4. Integrierte Teilhabeplanung des Landeswohlfahrtsverbands Hessen (ITP)*

Einheitliches Verfahren der individuellen Bedarfsfeststellung und der integrierten

individuellen Hilfeplanung fur Menschen mit Behinderungen, welches mit einer

zeitbasierten Vergutung der Teilhabe-Leistungen verknipft wird. Das Besondere am ITP

ist, dass es sich um ,ein Verfahren fur alle* handelt:

o Einheitliche Sprache, Terminologie nach ICF,

e  Verknupfung von individuellem Bedarf — professionellem und nichtprofessionellem
Aufwand — Geld,

15

. http://www.lvr.de/soziales/wohnen_freizeit_behinderung/hilfeplanung/ (11. Mai 2009).

Weitere Informationen zum ITP sind erhaltlich unter: www.lvw-hessen.de (11. Mai 2009)
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o Einbeziehung personlicher Budgets,

o Evaluation rehabilitativer Malinahmen (Zielerreichung),

e Verfahren, das auf regionale Kooperation und Vernetzung angelegt ist
(tragerubergreifende Koordinierung und Abstimmung),

o ubersichtliches, gut handhabbares IT-gestltztes Instrument,

o Basis fur regionale Bedarfsplanung, Controlling, Benchmarking.

5. Individuelle Teilhabeplanung (THP) des Landes Rheinland-Pfalz'’

Bei der Individuellen Teilhabeplanung des Landes Rheinland-Pfalz handelt es sich um
ein Instrument und Verfahren der Bedarfsermittiung und Hilfeplanung. Die Individuelle
Hilfeplanung Rheinland-Pfalz stellt ein umfassendes Instrumentarium zur Beschreibung
der gegenwartigen Situation bereit. Sie gilt gleichermal3en fir alle Menschen mit einer
Behinderung und fir Menschen in besonderen Lebensverhaltnissen mit sozialen
Schwierigkeiten. Die Individuelle Hilfeplanung Rheinland-Pfalz gibt Auskunft dariber,
welche Hilfen im Planungszeitraum erbracht werden sollen, um den individuellen,

besonderen Bedarf eines Menschen zu decken.

Weitere Informationen sind erhéltlich unter:

http://www.masfg.rlp.de/Soziales/Individuelle_Teilhabeplanung.asp (11. Mai 2009).
Seite 25 von 25

Deutscher Verein e Michaelkirchstral3e 17/18 e D-10179 Berlin-Mitte

www.deutscher-verein.de


www.deutscher-verein.de
http://www.masfg.rlp.de/Soziales/Individuelle_Teilhabeplanung.asp

	Lesezeichen strukturieren
	Empfehlungen des Deutschen Vereins zur Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe f Menschen mit Behinderungen
	I. Einleitung 
	II. Rechtliche Grundlagen f Bedarfsermittlung und Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe 
	III. Verfahren zur Bewilligung von Eingliederungshilfe f behinderte Menschen 
	1. Feststellung der rechtlichen Voraussetzungen f die Bewilligung von Leistungen der Eingliederungshilfe (Leistungsberechtigung) 
	2. Bedarfsermittlung 
	3. Hilfeplanung 
	4. Bewilligungsbescheid 
	IV. Empfehlungen des Deutschen Vereins f Instrumente und Verfahren der Bedarfsermittlung und der Hilfeplanung in der Eingliederungshilfe 
	Personenzentrierung und Unabhängigkeit von Leistungs- und Vergungsformen: 
	V. Ausblick 
	5. Individuelle Teilhabeplanung (THP) des Landes Rheinland-Pfalz




